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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 36. 


(Nr. 9782.) Geſetz, betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Kleinbahnen und 
die Zwangsvollſtreckung in dieſelben. Vom 19. Auguſt 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Bahneinheit. 


F. 1. 

Eine Privateiſenbahn, welche dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838 (Gefeß-Samml. S. 505) unterliegt, und eine Kleinbahn, 
deren Unternehmer verpflichtet iſt, für die Dauer der ihm ertheilten Genehmigung 
das Unternehmen zu betreiben, bildet mit den dem Bahnunternehmen gewidmeten 
Vermögenswerthen als Einheit (Bahneinheit) einen Gegenſtand des unbeweglichen 
Vermögens. 


$. 2. 

Jedes Bahnunternehmen, für welches eine beſondere Genehmigung ertheilt 
iſt, iſt als eine ſelbſtändige Bahneinheit anzuſehen. Iſt jedoch eine Privat⸗ 
eiſenbahn nach den Beſtimmungen der für dieſelbe ertheilten Genehmigung ein⸗ 
heitlich mit einer anderen bereiks beſtehenden Privateiſenbahn (Stammbahn) zu 
betreiben, ſo bilden beide eine einzige Bahneinheit. 

Wer zur Verfügung über eine Bahn berechtigt iſt und in welchem Um⸗ 
fange das Verfügungsrecht ausgeübt werden kann, beſtimmt ſich nach den geſetz— 
lichen Vorſchriften und dem Inhalte der Genehmigung. 

Geſeh⸗Samml. 1895. (Nr. 9782.) 


Ausgegeben zu Berlin den 5. September 1895. 
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$. 3. 

Die Bahneinheit entſteht, ſobald die Genehmigung zur Eröffnung des Be 
triebes auf der ganzen Bahnſtrecke ertheilt iſt und wenn die Bahn vorher in 
das Bahngrundbuch eingetragen wird, mit dem Zeitpunkt der Eintragung. Sie 
hört auf mit dem Exlöſchen der Genehmigung für das Unternehmen, wenn jedoch 
die Bahn im Bahngrundbuch eingetragen iſt, erſt mit der Schließung des Bahn⸗ 
grundbuchblatts. 

Als ein Erlöſchen der Genehmigung im Sinne dieſes Geſetzes iſt die Ver- 
wirkung derſelben in Gemäßheit des $. 47 des Geſetzes vom 3. November 1838 
nicht anzuſehen. Dagegen ſteht es dem Erlöſchen der Genehmigung gleich, wenn 
in einer Zwangsverſteigerung ein wiederholter Verſteigerungstermin nicht zur Er⸗ 
theilung eines Zuſchlags (F. 45 Satz 1) geführt hat und die zur Einleitung der 
Zwangsverwaltung erforderliche Erklärung der Bahnaufſichtsbehörde ($. 38) verſagt 
worden iſt. 


§. 4. 

Zur Bahneinheit gehören: 

1) der Bahnkörper und die übrigen Grundſtücke, welche dauernd, un⸗ 
mittelbar oder mittelbar, dem Bahnunternehmen gewidmet ſind, mit 
den darauf errichteten Baulichkeiten, ſowie die für das Bahnunternehmen 
dauernd eingeräumten Rechte an fremden Grundſtücken; 

2) die von dem Bahnunternehmer angelegten, zum Betriebe und zur Ber 
waltung der Bahn erforderlichen Fonds, die Kaſſenbeſtände der laufenden 
Bahnverwaltung, die aus dem Betriebe des Bahnunternehmens um 
mittelbar erwachſenen Forderungen und die Anſprüche des Bahnunter⸗ 
nehmers aus Zuſicherungen Dritter, welche die Leiſtung von Zuſchüſſen 
für das Bahnunternehmen zum Gegenſtande haben; | 

„ 3) die dem Bahnunternehmer gehörigen beweglichen körperlichen Sachen, 
welche zur Herſtellung, Erhaltung oder Erneuerung der Bahn oder 
der Bahngebäude oder zum Betriebe des Bahnunternehmens dienen. 
Dieſelben gelten, einer Veräußerung ungeachtet, als Theile der Bahn⸗ 
einheit, fo lange fie ſich auf den Bahngrundſtücken befinden, rollendes 
Betriebsmaterial auch nach der Entfernung von den Bahngrundftüden, 
ſo lange daſſelbe mit Zeichen, welche nach den Verkehrsgebräuchen die 
Annahme rechtfertigen, daß es dem Eigenthümer der Bahn gehöre, 
verſehen und dem Bahnbetriebe nicht dauernd entzogen iſt. Iſt die 
Bahn bereits vor der Genehmigung zur Eröffnung des Betriebes auf 
der ganzen Bahnſtrecke im Bahngrundbuche eingetragen ($. 3 Abſatz 1), 
ſo gehören die nur zur erſten Herſtellung der Bahn zu benutzenden 
Geräthſchaften und Werkzeuge der Bahneinheit nicht an. 

So lange die Bahn nicht in das Bahngrundbuch eingetragen iſt, gelten 

nur diejenigen Grundſtücke, welche mit dem Bahnkörper zuſammenhängen oder 


ze 


deren Widmung für das Bahnunternehmen fonft äußerlich erkennbar ift, als 
Theile der Bahneinheit. Nach der Anlegung des Bahngrundbuchblattes gehören 
außerdem alle auf dem Titel deſſelben verzeichneten Grundſtücke zur Bahneinheit. 
Die Entſcheidung darüber, ob ein vom Bahnunternehmer angelegter Fonds zum 
un und zur Verwaltung der Bahn erforderlich iſt, ſteht der Bahnaufſichts⸗ 
behörde zu. 

Beſteht die Bahneinheit nach Erlöſchen der Genehmigung fort, ſo wird 
dieſelbe durch alle zur Zeit des Erlöſchens zu ihr gehörigen Gegenſtände und 
Rechte gebildet. 


5 

Veräußerungen oder Belaſtungen einzelner zur Bahneinheit gehöriger Grund» 
ſtücke ſind ungültig, ſoweit nicht die Bahnaufſichtsbehörde beſcheinigt, daß durch 
die Verfügung die Betriebsfähigkeit des Bahnunternehmens nicht beeinträchtigt 
wird. Sobald die Genehmigung für das Unternehmen erloſchen iſt, können Ver⸗ 
äußerungen oder Belaſtungen ohne dieſe Beſcheinigung erfolgen, jedoch unbeſchadet 
der an der Bahn begründeten Pfandrechte ($. 19). Hinſichtlich der unter Grund⸗ 
buchrecht ſtehenden Grundſtücke kann die durch die Zugehörigkeit zur Bahneinheit 
begründete Verfügungsbeſchränkung gegen den Erwerber nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung geltend gemacht werden, daß die Zugehörigkeit des Grundſtücks zur Bahn⸗ 
einheit ihm bekannt oder im Grundbuch vermerkt war. 

Dadurch, daß ein dem Bahnunternehmen gewidmetes Grundſtück von dem 
Eigenthümer einem anderen Zwecke dauernd gewidmet wird, hört es nicht auf, 
ein Theil der Bahneinheit zu ſein, ſoweit nicht die im vorſtehenden Abſatze be⸗ 
zeichnete Beſcheinigung ertheilt wird. 


$. 6. 

Die Verfolgung dinglicher Rechte an einzelnen zur Bahneinheit gehörigen 
Grundſtücken findet bis zum Erlöſchen der Genehmigung nur ſtatt, ſoweit die 
Bahnaufſichtsbehörde beſcheinigt, daß durch die Verfolgung die Betriebsfähigkeit 
des Bahnunternehmens nicht beeinträchtigt werde. 

Wird die Beſcheinigung verſagt, ſo kann der Berechtigte gegen Aufgabe 
ſeines Rechtes von dem Eigenthümer der Bahn eine Entſchädigung fordern, 
welche ſich nach den Vorſchriften über die Entſchädigung für den Fall der Ent- 
eignung beſtimmt. N 


7 
Die Vorſchriften der 68. 5 und 6 finden auf die Veräußerung und Be⸗ 
laſtung der für das Bahnunternehmen dauernd eingeräumten Rechte an fremden 
Grundstücken, auf die Verfolgung dinglicher Rechte an dieſen Rechten, ſowie auf 
den Widerſpruch des Eigenthümers des Grundſtücks gegen die Geltendmachung 
dieſer Rechte entſprechende Anwendung. 
(Nr. 9782.) 89 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bahngrundbuͤcher. 


$. 8. 

Für die in F. 1 bezeichneten Bahnen werden nach Maßgabe der Be 
ſtimmungen dieſes Geſetzes Bahngrundbücher geführt. Die Eintragung einer 
Bahn in das Bahngrundbuch kann von dem Eigenthümer beantragt werden, 
ſobald die Genehmigung für das Bahnunternehmen ertheilt iſt. Der Antrag iſt 
an die Bahnaufſichtsbehörde zu richten, welche das Amtsgericht ($. 10) um die 
Eintragung zu erſuchen hat. Veräußerungen oder Belaſtungen einer Bahneinheit 
können erſt nach Eintragung derſelben in das Bahngrundbuch erfolgen. Im 
Falle der Zwangsvollſtreckung geſchieht die Eintragung nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften der $$. 33, 34 und 46. 


SER 

Auf das Verfahren bei Führung der Bahngrundbücher finden die Vor⸗ 
ſchriften der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 GGeſetz⸗Samml. S. 446) und 
der dieſelbe ergänzenden und abändernden Geſetze entſprechende Anwendung, ſoweit 
nicht in dieſem Geſetze ein Anderes beſtimmt iſt. Die Vorſchriften der Ein; 
führungsgeſetze zur Grundbuchordnung mit Ausſchluß der Beſtimmungen über 
die Anlegung der Grundbücher ſind in ihrem Geltungsbereiche auch hinſichtlich 
der Bahngrundbücher maßgebend. Für die Anwendung dieſes Geſetzes ſind der 
Kreis Herzogthum Lauenburg und die Inſel Helgoland als zum Geltungsbereich 
des Geſetzes vom 27. Mai 1873 über das Grundbuchweſen und die Verpfändung 
von Seeſchiffen in der Provinz Schleswig-Holſtein (Geſetz-Samml. S. 241) und 
die vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile, das vormals Landgräflich 
Heſſiſche Amt Homburg, das vormalige Herzogthum Naſſau und die vormals 
freie Stadt Frankfurt als zum Geltungsbereich des Geſetzes vom 29. Mai 1873 
über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Caſſel mit 
Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von Vöhl GGeſetz-Samml. S. 273) gehörig 
anzuſehen, ſo lange nicht beſondere Einführungsgeſetze für die bezeichneten Landes⸗ 
theile erlaſſen find. 

§. 10, 

Für die Bahngrundbücher kommt das Formular I zur Grundbuchordnung 
zur Anwendung. Jede ſelbſtändige Bahneinheit erhält, unbeſchadet der Anwendung 
des §. 13 der Grundbuchordnung und unbeſchadet der Befugniß des Eigenthümers 
einer Bahneinheit, dieſe als Zubehör einer anderen Einheit zuſchreiben zu laſſen, 
ein eigenes Grundbuchblatt. 

Die Eintragung der Bahn erfolgt in dem Bahngrundbuch des Amts— 
gerichts, in deſſen Bezirk die Hauptverwaltung des Bahnunternehmens ihren Sitz 
hat. Befindet ſich der Sitz der Hauptverwaltung nicht innerhalb des Preußiſchen 
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Staatsgebietes, ſo wird das zur Führung des Bahngrundbuchs zuſtändige 
Amtsgericht durch den Juſtizminiſter beſtimmt. 


55 . 

In den Titel des Grundbuchblattes iſt eine Beſchreibung des Bahnunter⸗ 
nehmens aufzunehmen. Dieſelbe hat den Anfangs- und Endpunkt der Bahn 
und den übrigen weſentlichen Inhalt der Genehmigung, insbeſondere eine etwaige 
Begrenzung der Zeitdauer für das Bahnunternehmen zu enthalten. Von der 
Genehmigungsurkunde iſt eine beglaubigte Abſchrift zu den Grundakten zu nehmen. 
So lange die Genehmigung zur Eröffnung des Betriebes nicht ertheilt iſt, iſt 
dies auf dem Titel zu vermerken. 

In den Titel ſind ferner folgende Angaben aufzunehmen: 

1) die Länge der auf eigenem und der auf fremdem Grund und Boden 

belegenen Bahnſtrecken 

2) die kataſtermäßige Bezeichnung derjenigen zur Bahneinheit gehörigen 

Grundſtücke, deren Widmung für das Bahnunternehmen weder aus 
ihrem Zuſammenhange mit dem Bahnkörper noch ſonſt äußerlich 
erkennbar iſt. Soweit die Grundſtücke in Grundbüchern oder anderen 
gerichtlichen Büchern verzeichnet ſind, iſt auch das Grundbuchblatt oder 
die ſonſtige buchmäßige Bezeichnung derſelben anzugeben 

3) die zur Bahneinheit gehörigen Fonds, 

4) die Beſtimmungen über das Antheilsverhältniß an denjenigen Gegen⸗ 

ſtänden, welche mehreren Bahnunternehmungen gewidmet ſind. 

In den Grundakten iſt der Betrag des zur Anlage und Ausrüſtung der 
Bahn verwendeten Kapitals (Baukapitals) und der Betrag der Betriebseinnahmen 
und Betriebsausgaben eines jeden Geſchäftsjahres zu verzeichnen. 

Die nähere Einrichtung des Titels und der Grundakten wird durch den 
Juſtizminiſter beſtimmt. 

Sl: 

Der Vermerk von Grundſtücken ($. 11 Abſatz 2 Ziffer 2) auf dem Titel 
ſetzt den Nachweis voraus, daß das Grundſtück dem Bahneigenthümer gehört 
und frei von Pfandrechten iſt. Sofern für das Grundſtück das Grundbuch⸗ 
recht maßgebend iſt, wird dieſer Nachweis durch Vorlegung einer zu den Grund⸗ 
akten zu nehmenden beglaubigten Abſchrift des Grundbuchblatts geführt. Bei 
anderen Grundſtücken hat das Amtsgericht nach Maßgabe des in den einzelnen 
Landestheilen geltenden Rechts auf Grund der ihm vorzulegenden Auszüge aus 
den über die Eigenthums⸗ und Belaſtungsverhältniſſe des Grundſtücks geführten 
Büchern zu entſcheiden, ob der Nachweis als geführt zu erachten if. Auf Er 
fordern des Amtsgerichts iſt eine Beſcheinigung des Ortsvorſtandes oder der ſonſt 
zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen berufenen Behörde über den Eigenthums⸗ 
beſitz und die bekannten dinglichen Rechte beizubringen. Auch kann von dem 
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Amtsgericht eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung von Eigenthums⸗ und 
anderen Anſprüchen erlaſſen werden. 

Iſt dem Amtsgericht bei der von ihm vorgenommenen Prüfung bekannt 
geworden, daß auf dem Grundſtücke andere dingliche Rechte als Pfandrechte 
laſten, ſo darf der Vermerk auf dem Titel nur ſtattfinden, falls von der Bahn⸗ 
aufſichtsbehörde beſcheinigt wird, daß dieſe Rechte mit der Betriebsfähigkeit des 
Bahnunternehmens vereinbar ſind. 


$ 13. i 

Das Erſuchen der Bahnaufſichtsbehörde um Anlegung des Bahngrundbuchs 
(F. 8) muß die Perſon des Bahneigenthümers und die in $. 11 Abſatz 1 be 
zeichneten Angaben enthalten. 

Die Aufnahme der übrigen nach F. 11 erforderlichen Angaben in den 
Titel oder die Grundakten, ſowie die Abänderung von Angaben des Titels er⸗ 
folgt gleichfalls auf Erſuchen der Aufſichtsbehörde. Den Erſuchen find die Ge- 
nehmigungsurkunde in Urfchrift oder in beglaubigter Abſchrift, ſowie die in §. 12 
bezeichneten beglaubigten Abſchriften und Auszüge beizufügen. 

Der Bahneigenthümer iſt verpflichtet, der Aufſichtsbehörde die erforderlichen 
Angaben und Urkunden zu liefern, und kann zur Beibringung derſelben von der 
Bahnaufſichtsbehörde angehalten werden. Von der letzteren iſt die Ueberein⸗ 
ſtimmung der Angaben in Betreff des Baukapitals, ſowie in Betreff der jähr⸗ 
lichen Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben mit den Abſchlüſſen der ihr von 
dem Bahneigenthümer vorzulegenden Rechnungsbücher zu beſcheinigen. 


i §. 14. 

Von dem Erlöſchen der Genehmigung hat die Bahnaufſichtsbehörde dem 
Amtsgericht Kenntniß zu geben. Das Amtsgericht hat nach Empfang dieſer 
Mittheilung das Grundbuchblatt zu ſchließen, wenn keine Pfandrechte im Bahn⸗ 
grundbuche eingetragen ſind. Sind Pfandrechte eingetragen, fo wird das Er 
löſchen der Genehmigung vom Amtsgericht im Bahngrundbuche vermerkt und 
öffentlich bekannt gemacht. Die Schließung des Bahngrundbuchblatts erfolgt in 
dieſem Falle bei der Löſchung der eingetragenen Pfandrechte oder nach Beendigung 
des Zwangsliquidationsverfahrens oder mit Ablauf von ſechs Monaten ſeit der 
Bekanntmachung des Erlöſchens der Genehmigung, ſofern bis zu dieſem Zeitpunkt 
ein Antrag auf Einleitung der Zwangsliquidation nicht geſtellt iſt oder die ge 
ſtellten Anträge durch Zurücknahme oder rechtskräftige Zurückweiſung erledigt ſind. 
Werden Anträge auf Einleitung der Zwangsliquidation erſt nach Ablauf der 
ſechs Monate zurückgenommen oder rechtskräftig zurückgewieſen, ſo erfolgt die 
Schließung des Bahngrundbuchblatts mit dem Zeitpunkte der Erledigung aller 
Anträge. 

F. 15. 

Nach Anlegung des Bahngrundbuchs iſt die Zugehörigkeit eines Grund⸗ 

ſtücks zur Bahneinheit in dem über das Grundſtück geführten Grundbuche oder 


„ 


Stockbuche oder in dem in der vormals freien Stadt Frankfurt geführten Verbots⸗ 
buche einzutragen. Nach Aufhören der Bahneinheit iſt der Vermerk unter gleich⸗ 
zeitiger Eintragung eines durch eine Veräußerung derſelben eingetretenen Eigen⸗ 
thumswechſel zu löſchen. 

Der Bahneigenthümer iſt verpflichtet, die Eintragung und Löſchung zu 
beantragen, und kann hierzu von der Bahnaufſichtsbehörde, welcher er ein Ver⸗ 
zeichniß der zur Bahneinheit gehörigen Grundſtücke mitzutheilen hat, angehalten 
werden. Soweit die Grundſtücke auf dem Titel des Bahngrundbuchblatts ver⸗ 
merkt ſind, wird die Eintragung und Löſchung von dem das Bahngrundbuch 
führenden Amtsgericht von Amtswegen veranlaßt. Wird ein Grundſtück, welches 
bisher gemäß $. 2 der Grundbuchordnung im Grundbuch nicht eingetragen war, 
in das Grundbuch aufgenommen, ſo iſt die Zugehörigkeit zur Bahneinheit von 
Amtswegen zu vermerken. 

Vor dem Aufhören der Bahneinheit kann der Vermerk über die Zugehörigkeit 
eines Grundſtücks zu derſelben nur mit Zuſtimmung der Bahnauſſichtsbehörde 
oder des Liquidators im Falle der Zwangsliquidation gelöſcht werden. 

In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen, in dem vormals 
Landgräflich Heſſiſchen Amte Homburg und in den Landgemeinden der vormals 
freien Stadt Frankfurt tritt bis zum Inkrafttreten des Grundbuchrechts an die 
Stelle des Vermerks im Grundbuche und der Löſchung deſſelben eine von dem 
Amtsgerichte, in deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt, dem Ortsgerichte (Feld⸗ 
gerichte) über die Zugehörigkeit zur Bahneinheit und das Aufhören derſelben zu 
machende Mittheilung. 


Dritter Abſchnitt. 
Dingliche Rechtsverhaͤltniſſe an Bahnen im Allgemeinen. 


$. 16. 

Auf den Erwerb des Eigenthums und der ſonſtigen dinglichen Rechte an 
der Bahneinheit, den Umfang, die Wirkung, Uebertragung und Aufhebung dieſer 
Rechte finden, ſoweit nicht dieſes Geſetz ein Anderes beſtimmt, im ganzen Um⸗ 
fange der Monarchie die in den Grundbuchgeſetzen für Grundſtücke gegebenen 
Vorſchriften Anwendung. Neben denſelben kommen die am Sitze des für die 
Führung des Bahngrundbuchs zuständigen Gerichts geltenden Vorſchriften der 
Einführungsgeſetze und die nach Maßgabe der Grundbuchgeſetze und der Ein⸗ 
führungsgeſetze an dieſem Orte noch geltenden Vorſchriften des bisherigen Im⸗ 
mobiliarſachenrechts zur Anwendung. Der Geltungsbereich der Einführungsgeſetze 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften in $. 9 dieſes Geſetzes. 


$. 17. 


Die Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld an einer Bahn Bahn 
pfandſchuld) kann auf Grund einer vor der Eintragung der Bahn in das 
(Nr. 9782) 
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Bahngrundbuch von dem Eigenthümer erklärten Bewilligung erfolgen. Die 
Eintragung einer Grundſchuld an einer Privateiſenbahn bedarf der Genehmigung 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten. 


8 
Das Kündigungsrecht des Gläubigers einer Bahnpfandſchuld kann auch 
über die Dauer von 30 Jahren hinaus ausgeſchloſſen werden. 


Gel), 
Sofern nach dem Erlöſchen der Genehmigung die Bahneinheit fortbeſteht, 

ſind Verfügungen des Bahneigenthümers über einzelne Beſtandtheile der Bahn⸗ 
einheit den Bahnpfandgläubigern gegenüber unwirkſam, jedoch finden die Vor⸗ 
ſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten her⸗ 
leiten, insbeſondere die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs entſprechende Anwendung. Das Recht der Bahnpfandgläubiger, die Un⸗ 
wirkſamkeit einer Verfügung des Bahneigenthümers geltend zu machen, erliſcht 
mit der Schließung des Bahngrundbuchblatts. 


Vierter Abſchnitt. 
Theilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber. 


$. 20. 

Eine Bahnpfandſchuld kann ohne Bezeichnung des Gläubigers im Bahn⸗ 
grundbuch eingetragen werden, wenn die Schuld in Theile zerlegt und die Ge 
nehmigung zur Ausſtellung von Theilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber er⸗ 
theilt iſt. In dieſem Falle ſind in der Eintragung neben dem Geſammtbetrage 
die Theilſchuldverſchreibungen nach Anzahl, Bezeichnung und Betrag anzugeben. 
Iſt ein Tilgungsplan vorhanden, ſo bedarf es nicht der Angabe der Zahlungs⸗ 
bedingungen in der Eintragung, ſondern es genügt die Verweiſung auf den zu 
den Grundakten zu nehmenden Plan. Die Vorlegung einer Schuldurkunde iſt 
auch dann nicht erforderlich, wenn der Schuldgrund bei der Eintragung ange 
geben wird. 


SH: 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 17. Juni 1833 wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten (Geſetz— 
Samml. S. 75), finden auf die Ausſtellung der Theilſchuldverſchreibungen ($. 20) 
Anwendung. 

§. 22. 

Die Eintragung der Theilſchulden iſt öffentlich bekannt zu machen. Die 

Bildung eines Hypotheken⸗ oder Grundſchuldbriefes findet nicht ſtatt. Zur 
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Geltendmachung der Rechte aus der Eintragung iſt der Inhaber der Theil⸗ 
ſchuldverſchreibung berechtigt. 
82 

Auch eine für einen beſtimmten Gläubiger eingetragene Bahnpfandſchuld 
kann mit Zuſtimmung des eingetragenen Eigenthümers in Theilſchuldverſchreibungen 
auf den Inhaber zerlegt werden. Die Umwandlung iſt unter Vernichtung der 
Urkunde, welche über die Bahnpfandſchuld gebildet war, in das Bahngrundbuch 
einzutragen. Die Vorſchriften der $$. 21, 22 finden Anwendung. 

Theilabtretungen einer für einen beſtimmten Gläubiger eingekragenen Bahn⸗ 
pfandſchuld können ohne Bezeichnung des Erwerbers nicht erfolgen. 


§. 24. 

Zur Löſchung von Theilſchulden hat der Eigenthümer eine gerichtliche oder 
notarielle Urkunde über die durch ihn erfolgte Vernichtung der Theilſchuld— 
verſchreibungen beizubringen. Im Falle einer Kraftloserklärung derſelben iſt außer 
dem Ausſchlußurtheile die Löſchungsbewilligung desjenigen, der das Ausſchluß— 
urtheil erwirkt hat, beizubringen. 

Die Beibringung der in Abſatz 1 bezeichneten Urkunden wird durch die 
unter Verzicht auf Zurücknahme erfolgte Hinterlegung des Betrages der fälligen 
Theilſchuld erſetzt. 

23: 

Soweit nicht nach Inhalt der Urkunde ($. 24) auch die Vernichtung der 

für die Theilſchuldverſchreibungen ausgegebenen Zinsſcheine erfolgt iſt, ſind die 
letzteren vorzulegen. Zinsſcheine über verjährte Zinſen brauchen nicht vorgelegt 
u werden. 
i Die Vorlegung der nach der Fälligkeit der Theilſchuld fällig werdenden 
Zinsſcheine iſt im Falle des F. 24 Abſatz 2 nicht erforderlich, in anderen Fällen 
nur inſoweit, als der Ausſteller zur Einlöſung trotz der Fälligkeit der Haupt⸗ 
ſchuld verpflichtet iſt. 5 i 

Die Vorlegung eines Zinsſcheines wird durch die unter Verzicht auf 
Zurücknahme erfolgte Hinterlegung des Betrages deſſelben erſetzt. Die Vor 
ſchriften des $. 96 der Grundbuchordnung finden auf die Zinsſcheine entſprechende 
Anwendung. 

$. 26. 

Die Löſchung der Theilſchuld iſt öffentlich bekannt zu machen, ſofern der 
Antrag auf Löſchung ganz oder zum Theil auf Hinterlegung ($. 24 Abſatz 2) 
geſtützt war. 

§. 27; 

In einer Verſammlung der Gläubiger einer Bahnpfandſchuld kann die 
gänzliche oder theilweiſe Aufgabe des Pfandrechts, die Einräumung eines Vor⸗ 
rechts, die Gewährung einer Stundung oder einer Ermäßigung des Zinsfußes, 
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der Verzicht auf Sicherungsmaßregeln, ſowie die Zuſtimmung zur Einſtellung 
des Konkursverfahrens beſchloſſen werden. 


$. 28. 


Die Verſammlung der Gläubiger wird durch das Gericht, bei welchem 
das Bahngrundbuch geführt wird, berufen. Die Berufung findet ſtatt, wenn 
ſie unter Angabe des Zwecks, ſowie unter Einzahlung eines zur Deckung der 
Koſten hinreichenden Betrages von Gläubigern, deren Theilſchuldverſchreibungen 
zuſammen den 25. Theil des Betrages der Bahnpfandſchuld darſtellen, oder von 
dem Eigenthümer der Bahn oder dem Konkursverwalter beantragt oder wenn 
ſie von der Bahnaufſichtsbehörde verlangt wird. 

Die Berufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung derſelben unter 
Angabe des Zwecks. 

Gegen den die Berufung ablehnenden Beſchluß des Gerichts findet Be⸗ 
ſchwerde nach Maßgabe der Deutſchen Civilprozeßordnung (59. 531 bis 538) ſtatt. 


F. 29. 


Die Verſammlung findet unter Leitung des Gerichts ſtatt. 

Der Beſchluß ($. 27) wird nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. Stimmen⸗ 
mehrheit iſt vorhanden, wenn die Mehrzahl der im Termine anweſenden Gläubiger 
ausdrücklich zuſtimmt und die Geſammtſumme der Theilſchuldbeträge der Zu⸗ 
ſtimmenden wenigſtens zwei Dritttheile der Geſammtſumme der Bahnpfandſchuld 
beträgt. Gezählt werden nur die Stimmen der Gläubiger, welche die Theil⸗ 
ſchuldverſchreibungen nach Anordnung des Gerichts hinterlegt haben. 


$. 30. 


Der Beſchluß der Verſammlung bedarf der Beſtätigung des Gerichts, 
welches vor Ertheilung derſelben die Bahnaufſichtsbehörde zu hören hat. Auf 
die Beſtätigung, deren Wirkung und Anfechtung finden die Beſtimmungen der 
$$. 168, 170 Abſatz 2, 171, 172 Nr. 1, 173, 174, 178, 181, 182 der Deutſchen 
Konkursordnung entſprechende Anwendung. Der Antrag auf Verwerfung des 
Beſchluſſes, ſowie die ſofortige Beſchwerde gegen die Entſcheidung über die Be 
ſtätigung deſſelben ſteht jedem Inhaber einer Theilſchuldverſchreibung zu. Der 
rechtskräftig beſtätigte Beſchluß iſt in Ausfertigung zu den Grundakten der Bahn 
zu bringen. 

$. 31. 

Vor der rechtskräftigen Betätigung des Beſchluſſes findet auf Grund des⸗ 
ſelben eine endgültige Eintragung im Bahngrundbuch nicht ſtatt. Zur Eintragung 
bedarf es nicht der Vorlegung der in den $$. 24, 25 bezeichneten Urkunden. 
Die Eintragung iſt öffentlich bekannt zu machen. 


ener . 
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Fünfter Abſchnitt. 
Zwangsvollſtreckung. 


§. 32. 

Auf die Zwangsvollſtreckung in die Bahneinheit finden der erſte, dritte 
und fünfte Abſchnitt des Geſetzes vom 13. Juli 1883, betreffend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, GGeſetz-Samml. S. 131) im ganzen 
Umfange der Monarchie Anwendung, ſoweit nicht nachſtehend ein Anderes be— 
ſtimmt iſt. 

Nach Erlöſchen der für das Bahnunternehmen ertheilten Genehmigung iſt 
eine Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung der Bahn nicht mehr einzu⸗ 
leiten und ein etwa eingeleitetes Verfahren einzuſtellen. 


N 

Iſt zur Zeit des Antrags auf Eintragung einer vollſtreckbaren Forderung 
im Bahngrundbuche die Bahneinheit in dem letzteren nicht eingetragen, ſo iſt der 
Antrag vom Amtsgericht der Bahnaufſichtsbehörde mitzutheilen, welche von Amts⸗ 
wegen das Erſuchen um Anlegung des Bahngrundbuchblattes in Gemäßheit der 
Vorſchriften des zweiten Abſchnitts dieſes Geſetzes zu ſtellen hat. Die Eintragung 
der vollſtreckbaren Forderungen erfolgt bei Anlegung des Grundbuchblattes auf 
Grund des vorher geſtellten Antrages mit dem nach der Zeit des letzteren zu be⸗ 
ſtimmenden Range, bei der Beſtimmung der Reihenfolge für die Befriedigung 
von Realanſprüchen und Forderungen, für welche die Bahn in Beſchlag genommen 
iſt ($. 30 des Geſetzes vom 13. Juli 1883), gilt der Zeitpunkt des Eingangs 
des Antrags als Zeit der Entſtehung des Pfandrechts. 


$. 34. 


Wird die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung einer nicht im 
Bahngrundbuch eingetragenen Bahn beantragt, ſo bedarf es der Anlegung des 
Bahngrundbuchs nur dann, wenn gemäß $. 124 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
rückſtändiges Kaufgeld als Hypothek einzutragen iſt. In dieſem Falle erfolgt 
die Anlegung auf das in Gemäßheit der bezeichneten Vorſchrift zu ſtellende Er⸗ 
ſuchen des Vollſtreckungsgerichts. Bei der Anlegung wird in den Titel die in 
$. 11 Abſatz 1 bezeichnete Beſchreibung des Bahnunternehmens aufgenommen. Die 
Aufnahme der übrigen nach $. 11 erforderlichen Angaben erfolgt auf Erſuchen 
der Bahnaufſichtsbehörde ($. 13 Abſatz 2 und 3), welcher von der erfolgten An⸗ 
legung ſeitens des Grundbuchrichters Mittheilung zu machen iſt. 

Wird im Laufe des Verfahrens der Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung das Bahngrundbuch angelegt, ſo iſt der Vermerk über den Antrag 
auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung ($$. 18, 139 des Geſetzes vom 
13. Juli 1883) bei der Anlegung von Amtswegen us Zu dieſem Zwecke 
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hat das Vollſtreckungsgericht von der Stellung eines ſolchen Antrages dem Grund⸗ 
buchrichter Mittheilung zu machen. 


§. 35. 

Für die Zwangsvollſtreckung in die Bahn iſt als Vollſtreckungsgericht das 
zur Führung des Bahngrundbuchs berufene Amtsgericht ausſchließlich zuſtändig. 
Die Vorſchriften des $. 755 Abſatz 2 und des H. 756 Abſatz 2 der Deutſchen Civil 
prozeßordnung finden enſprechende Anwendung. 


F. 36. 

An unbeweglichen oder beweglichen Gegenſtänden und Rechten, welche 
zu mehreren Bahnen deſſelben Eigenthümers gehören, beſtimmt ſich das Antheils⸗ 
verhältniß durch das Verhältniß der im letzten Geſchäftsjahre vor der Beſchlag⸗ 
nahme ($. 36 des Geſetzes vom 13. Juli 1883) auf den einzelnen Bahnen zurückge⸗ 
legten Wagenachskilometer, ſoweit nicht aus dem Bahngrundbuch ein anderes Ver⸗ 
haͤltniß ſich ergiebt. Iſt die Zahl der Wagenachskilometer nicht buchmäßig feſt⸗ 
zuftellen, jo wird das Antheilsverhältniß durch das Vollſtreckungsgericht nach 
Anhörung der Bahnaufſichtsbehörde beſtimmt. 


$. 37. 

Hinſichtlich der Reihenfolge der aus dem Kaufgelde zu befriedigenden An⸗ 
ſprüche gelten die Vorſchriften der $$. 24 bis 30 des Geſetzes vom 13. Juli 
1883 mit folgenden Maßgaben: 

Nach den in $. 24 bezeichneten Ausgaben find die gemäß $$. 6, 7 dieſes 
Geſetzes begründeten Entſchädigungsforderungen zu berichtigen. Das Vorrecht er- 
liſcht, wenn die Entſchädigungsforderung nicht innerhalb eines Jahres ſeit der 
Erklärung der Bahnauffichtsbehörde gerichtlich geltend gemacht und bis zur Ev 
öffnung des Vollſtreckungsverfahrens verfolgt iſt. 

Das in F. 26 beſtimmte Vorrecht ſteht denjenigen Perſonen zu, welche 
ſich dem Eigenthümer der Bahn für den Betrieb derſelben zu dauerndem Dienſte 
verdungen haben. 

Die in den $$. 27, 28 beſtimmten Vorrechte ſtehen für diejenigen Steuern 
und andere öffentliche Abgaben zu, welche für den Bahnbetrieb oder bezüglich der 
zur Bahneinheit gehörigen Grundſtücke zu entrichten ſind. 

Nach den in F. 28 bezeichneten Forderungen find zu berichtigen die 
Forderungen auf Erſtattung von Beträgen, welche innerhalb des letzten Jahres 
im gegenſeitigen Bahnverkehr von einem anderen Bahnunternehmer ausgelegt 
oder für ihn erhoben oder für die Benutzung von Transportmitteln zu entrichten 
find (Abrechnungsforderungen). 


F. 38. 


Mit dem Antrage auf Einleitung der Zwangsverwaltung iſt von dem 
Antragſteller eine Erklärung der Bahnaufſichtsbehörde beizubringen, daß die Ein⸗ 
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künfte aus der Zwangsverwaltung den Koften des Verfahrens mit Einſchluß der 
Ausgaben und Anſprüche aus der Verwaltung vorausſichtlich entſprechen werden 
oder es iſt eine nach den Erklärungen der Bahnaufſichtsbehörde vorausſichtlich 
hierzu ausreichende Deckung zu gewähren. 


9. 

Wird über das Vermögen des Bahneigenthümers das Konkursverfahren 
eröffnet, fo iſt die Zwangsverwaltung auch dann einzuleiten, wenn die Bahn⸗ 
aufſichtsbehörde das Vollſtreckungsgericht um die Einleitung derſelben erſucht. 
Dies Erſuchen iſt nur dann zu ſtellen, wenn die Einkünfte aus der Zwangs⸗ 
verwaltung den Koſten des Verfahrens mit Einſchluß der Ausgaben und An⸗ 
ſprüche aus der Verwaltung vorausſichtlich entſprechen werden. 


$. 40. 

Die in den $$. 142 und 144 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 dem 
Gericht zugewieſene Thätigkeit ſteht der Bahnaufſichtsbehörde zu. Der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten kann für die Geſchäftsführung der Verwalter und die 
denſelben zu gewährende Vergütung allgemeine Anordnungen treffen. 


N 11. 

Bei der Vertheilung der Einkünfte der Zwangsverwaltung ſind neben den 
laufenden Abgaben, Leiſtungen und Zinſen die in $. 37 Abſatz 2 und 5 bezeich— 
neten Forderungen in der daſelbſt beſtimmten Rangordnung zu berichtigen. Vor 
den in Abſatz 3 des $. 147 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 bezeichneten For⸗ 
derungen find die während des Verfahrens fällig werdenden Theilſchulden zu bes 
richtigen, ſoweit ſolche nicht aus den ſtatutenmäßig zu ihrer Einlöſung beſtimmten 
Fonds, welche nicht zur Bahneinheit gehören, zur Hebung gelangen und ſofern 
nicht andere, den Theilſchulden vorgehende Bahnpfandſchulden fällig ſind oder die 
Zwangsverſteigerung oder das Konkursverfahren eröffnet iſt. 


$. 42. 

Bei dem Antrage auf Einleitung der Zwangsverſteigerung bedarf es der 
Beifügung eines Auszuges aus der Grundſteuermutterrolle und der Gebäude⸗ 
ſteuerrolle (F. 14 Ziffer 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1883) hinſichtlich der zur 
Bahneinheit gehörigen Grundſtücke nicht. 

§. 43. 
Vor Feſtſtellung der Kaufbedingungen iſt die Bahnaufſichtsbehörde zu hören. 


$. 44. 

An Stelle des nach der Veranlagung zur Grund» und Gebäudeſteuer zu 
berechnenden Betrages, innerhalb deſſen Hypotheken und Grundſchulden auf dem 
zu verſteigernden Gegenſtande eingetragen ſein müſſen, um nach der Vorſchrift 

(Nr. 97820 


u 


des $. 64 Abſatz 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 zur Sicherheitsleiſtung benutzt 
werden zu können, iſt ein beſtimmter Betrag von dem Gerichte nach Anhörung 
der Bahnaufſichtsbehörde feſtzuſetzen. Der feſtgeſetzte Betrag iſt in der Bekannt⸗ 
machung des Verſteigerungstermins anzugeben. 

An Stelle der in F. 40 Ziffer 1 bis 3 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
bezeichneten Angaben tritt eine den weſentlichen Inhalt der Genehmigung wieder 
gebende Beſchreibung der Bahn. 

$. 45. 

Die Ertheilung des Zuſchlags erfolgt unter der Bedingung, daß für die 
Perſon des Erſtehers die ſtaatliche Genehmigung zum Exwerbe der Bahn bei⸗ 
gebracht wird. Wird dieſe Genehmigung verſagt, fo iſt das Urtheil über die 
Ertheilung des Zuſchlags aufzuheben und ein den Zuſchlag verſagendes Urtheil 
zu erlaſſen, welches allen Intereſſenten von Amtswegen zuzuſtellen iſt. Die Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung ſteht im Sinne des F. 99 Abſatz 4 des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 der Verkündung des den Zuſchlag verſagenden AUrtheils gleich, 
Ein Termin zur Verkündung dieſes Urtheils findet nicht ſtatt. Der Termin 
zur Belegung und Vertheilung des Kaufgeldes wird erſt nach Beibringung der 
Genehmigung zum Erwerbe anberaumt. 


$. 46. 

Die in den $$. 21 und 47 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838 vorgeſehenen öffentlichen Verſteigerungen erfolgen nach 
den für die Zwangsverſteigerung der Bahn geltenden Vorſchriften. Die Feſt⸗ 
ſtellung eines geringſten Gebotes findet nicht ſtatt. 

Iſt eine Bahn, für welche die Genehmigung zur Eröffnung des Betriebs 
noch nicht ertheilt iſt, nicht im Bahngrundbuch eingetragen, ſo hat die Bahn⸗ 
aufſichtsbehörde bei Stellung des Antrags auf Einleitung der Zwangsverſteigerung 
zugleich um die Anlegung des Bahngrundbuchblatts zu erſuchen. 


§. 47. 

Eine Zwangsvollſtreckung in andere, als die im Reichsgeſetze vom 
3. Mai 1886, betreffend die Unzuläſſigkeit der Pfändung von Eiſenbahnfahr⸗ 
betriebsmitteln, (Reichs⸗Geſetzbl. S. 131) bezeichneten, zur Bahneinheit gehörigen 
Gegenſtände findet nur ſtatt, ſoweit die Bahnaufſichtsbehörde beſcheinigt, daß die 
Vollſtreckung mit dem Betriebe des Bahnunternehmens vereinbar iſt. 

Beſteht nach dem Erlöſchen der Genehmigung die Bahneinheit fort, ſo iſt 
bis zur Schließung des Bahngrundbuchblatts die Zwangsvollſtreckung in die zur 
Bahneinheit gehörigen Gegenſtände nur zur Beitreibung eines den Bahnpfand⸗ 
gläubigern gegenüber wirkſamen Pfandrechts zuläſſig. Durch dieſe Beſtimmung 
werden dieſelben im Falle des Konkursverfahrens von der Konkursmaſſe nicht 
ausgeſchloſſen. Soweit eine Zwangsverſteigerung zuläſſig iſt, wird derjenige Theil 
des Erlöſes, welcher dem Bahneigenthümer zufällt, Beſtandtheil der Bahneinheit. 


„„ „ 


Sechster Abſchnitt. 
Zwangsliquidation. 


§. 48. 

Nach Erlöſchen der Genehmigung für das Bahnunternehmen iſt auf Antrag 
von dem Amtsgericht, bei welchem das Bahngrundbuch geführt wird, zur ab⸗ 
geſonderten Befriedigung der Bahnpfandgläubiger aus den einzelnen Beſtand⸗ 
theilen der Bahneinheit die Zwangsliquidation zu eröffnen. 

Zu dem Antrage iſt jeder Bahnpfandgläubiger, ſowie der Bahneigenthümer 
und, wenn über deſſen Vermögen der Konkurs eröffnet iſt, der Konkursverwalter 
berechtigt. 

$. 49. 

Der Beſchluß, durch welchen die Zwangsliquidation eröffnet wird, iſt öffent⸗ 
lich bekannt zu machen. Die ihrem Wohnorte nach bekannten Bahnpfandgläubiger 
ſollen von dem Beſchluß benachrichtigt werden. Der den Antrag auf Zwangs⸗ 
liquidation abweiſende Beſchluß des Gerichts iſt dem Antragſteller von Amts⸗ 
wegen zuzuſtellen. 

§. 50. 

Gegen den Eröffnungsbeſchluß ſteht jedem Bahnpfandgläubiger, ſowie dem 
Bahneigenthümer oder Konkursverwalter, gegen den abweiſenden Beſchluß dem 
Antragſteller die ſofortige Beſchwerde nach Maßgabe der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung ($$. 540, 531 bis 538) zu. Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde 
gegen den Eröffnungsbeſchluß beginnt mit der Bekanntmachung deſſelben ($. 49). 


$. 51. 
Nach der Bekanntmachung des Eröffnungsbeſchluſſes und bis zur Beendi⸗ 
gung der Zwangsliquidation findet eine ſelbſtändige Verfolgung des Pfandrechts 
durch einzelne Bahnpfandgläubiger nicht ſtatt. 


$. 52. 

Zugleich mit der Eröffnung der Zwangsliquidation ernennt das Gericht 
einen Liquidator und beruft eine Verſammlung der Bahnpfandgläubiger zur Be⸗ 
ſtellung eines Ausſchuſſes von mindeſtens zwei Mitgliedern. 

Die Berufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung derſelben unter 
Angabe des Zweckes. Die Verſammlung findet unter Leitung des Gerichts ſtatt. 

Wahlen erfolgen nach relativer Mehrheit, andere Beſchlußfaſſungen nach 
abſoluter Mehrheit der Stimmen der erſchienenen Gläubiger. Die Stimmen⸗ 
mehrheit wird nach den Beträgen der Forderungen berechnet. Die Inhaber von 
Theilſchuldverſchreibungen müſſen dieſelben nach Anordnung des Gerichts hinter⸗ 
legt haben. 
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$. 53. 

Der Name des Liquidators iſt öffentlich bekannt zu machen. Ihm iſt eine 
urkundliche Beſcheinigung ſeiner Beſtellung zu ertheilen, welche er bei Beendigung 
ſeiner Geſchäftsführung zurückzureichen hat. 

Die Vergütung für die Geſchäftsführung des Liquidators wird in Er⸗ 
mangelung einer Einigung mit dem Ausſchuſſe der Bahnpfandgläubiger und 
dem Bahneigenthümer oder Konkursverwalter durch das Gericht feſtgeſetzt. Das 
Gleiche gilt für eine den Mitgliedern des Ausſchuſſes bewilligte Vergütung, wenn 
über die Höhe derſelben eine Einigung mit der Verſammlung der Bahnpfand⸗ 
gläubiger und dem Bahneigenthümer oder Konkursverwalter nicht erzielt wird. 

Der Liquidator ſteht unter der Aufſicht des Gerichts. Das Gericht kann 
gegen denſelben Ordnungsſtrafen bis zu 200 Mark feſtſetzen und ihn auf Antrag 
des Gläubigerausſchuſſes oder des Bahneigenthümers oder Konkursverwalter wegen 
Pflichtverletzung oder aus anderen wichtigen Gründen entlaſſen. Vor der Ent— 
ſcheidung iſt der Liquidator zu hören. 

Gegen die in dieſem Paragraphen bezeichneten Entſcheidungen des Gerichts 
findet Beſchwerde nach Maßgabe der Deutſchen Civilprozeßordnung ($$. 531 
bis 538) ſtatt. Die Beſchwerde gegen die Entlaffung eines Liquidators iſt die 
ſofortige (§. 540). 

$. 54. 

Der Liquidator hat die. Verwerthung aller Beſtandtheile der Bahneinheit 
vorzunehmen. In wichtigeren Fällen hat derſelbe dem Ausſchuſſe der Bahn⸗ 
pfandgläubiger von der beabſichtigten Maßregel Mittheilung zu machen. 

Die Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung von Grundſtücken kann 
durch den Liquidator betrieben werden, ohne daß er einen vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel erlangt hat. Zur Veräußerung von Grundſtücken aus freier Hand bedarf 
der Liquidator der Genehmigung des Ausſchuſſes der Bahnpfandgläubiger, ſowie 
der Zuſtimmung des Bahneigenthümers oder Konkursverwalters. 


$. 55. 

Wird einem Unternehmer die Genehmigung zum Fortbetrieb des Bahn⸗ 
unternehmens ertheilt, fo kann der Liquidator mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes 
der Bahnpfandgläubiger, ſowie des Bahneigenthümers oder Konkursverwalters 
die noch vorhandenen Beſtandtheile der Bahneinheit als Einheit nach den in 
§. 16 bezeichneten Vorſchriften veräußern. 


§. 56. 

So oft aus der Verwerthung von Beſtandtheilen der Bahneinheit hin— 
reichende baare Maſſe vorhanden iſt, hat der Liquidator eine Vertheilung vor⸗ 
Keane Die Koſten und Ausgaben der Zwangsliquidation find vorweg zu 
erichtigen. 


| 
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Bei der Vertheilung kommen hinſichtlich der Theilnahmerechte, ſowie der 
Reihenfolge und des Umfangs der zu befriedigenden Forderungen die für die 
Vertheilung des Erlöſes einer Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften zur 
Anwendung. Die in 6. 37 Abſatz 2 bezeichneten Entſchädigungsforderungen 
können Befriedigung nur in Höhe des Erlöſes des einzelnen Grundſtücks bean⸗ 
ſpruchen. Die Vertheilungen an die Bahnpfandgläubiger erfolgen, ohne daß es 
einer Anmeldung bedarf, auf Grund des Bahngrundbuchs. Soweit für die 
Beſtimmung des Umfangs einer Forderung nach dem Geſetze vom 13. Juli 1883 
der Zeitpunkt der Beſchlagnahme maßgebend iſt, tritt der Zeitpunkt, an welchem 
die Eröffnung der Zwangsliquidation bekannt gemacht iſt (F. 49), an die Stelle. 

Die Vornahme einer Vertheilung unterliegt der Genehmigung des Aus⸗ 
ſchuſſes. Von der beabſichtigten Vertheilung iſt der Bahneigenthümer oder Kon- 
kursverwalter zu benachrichtigen. 

Nicht erhobene Antheile ſind nach der Beſtimmung des Ausſchuſſes für 
Rechnung der Betheiligten zu hinterlegen. 
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Nach der letzten Vertheilung und nach der Rechnungslegung des Liqui⸗ 
dators beſchließt auf den von dem Liquidator und dem Ausſchuſſe der Bahn⸗ 
pfandgläubiger geſtellten Antrag das Gericht die Aufhebung der Zwangsliquidation. 

Das Gericht hat die Einſtellung der Zwangsliquidation zu beſchließen, 
wenn die Bahnpfandgläubiger der Einstellung zuſtimmen. Auf die Zuſtimmung 
der Inhaber von Theilſchuldverſchreibungen finden die Vorſchriften der §§. 28 
bis 30 Anwendung. 

Gegen die vorſtehend bezeichneten Entſcheidungen findet Beſchwerde nach 
Maßgabe der Deutſchen Civilprozeßordnung (F. 531 bis 538) ſtatt. 

Die Aufhebung oder Einſtellung iſt öffentlich bekannt zu machen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 58. 

Wenn ein Anderer als der Eigenthümer einer Bahn den Betrieb auf der⸗ 
ſelben kraft eigenen Nutzungsrechts ausübt, ſo gehört dies Nutzungsrecht in An⸗ 
ſehung der Zwangsvollſtreckung zum unbeweglichen Vermögen. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgt nach den Vorſchriften des fünften Abſchnitts dieſes Geſetzes 
als Zwangsverwaltung durch Ausübung des Nutzungsrechts. Zur Immobiliar⸗ 
maffe gehören die in F. 4 bezeichneten Gegenſtände, ſoweit fie Eigenthum des 
Nutzungsberechtigten find. Auf die Zwangsvollſtreckung in dieſelben finden bis 
zum Erlöſchen der Genehmigung die Vorſchriften des §. 47 entſprechende An⸗ 
wendung. 
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$. 59. 

Bei Bahnen, welche nur zum Theil im Gebiet des Preußiſchen Staates 
liegen, finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes, ſofern nicht durch Staatsvertrag 
ein Anderes beſtimmt iſt, auf die im Preußiſchen Gebiet befindlichen Beſtandtheile 
Anwendung. 

F. 60. 

Auf die Beſchwerde gegen die nach dieſem Geſetz den Aufſichtsbehörden 
der Kleinbahnen zuſtehenden Beſchlüſſe und Verfügungen findet der $. 52 des 
Geſetzes über die Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 
(Geſetz-Samml. S. 225) Anwendung. 


$. 61. 

Die in dieſem Geſetz angeordneten öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen 
durch mindeſtens einmalige Einrückung in den Anzeiger des Amtsblatts. Die 
Bekanntmachung gilt als bewirkt mit dem Ablaufe des zweiten Tages nach der 
Ausgabe des die Einrückung oder die erſte Einrückung enthaltenden Blattes. 

Außerdem erfolgt die Bekanntmachung durch mindeſtens einmalige Ein⸗ 
rückung in die durch die Statuten oder die Bedingungen der Ausgabe der Theil⸗ 
ſchuldverſchreibungen beſtimmten Blätter. Dieſe Beſtimmung findet auch auf die 
Bekanntmachung des Termins einer Zwangsverſteigerung Anwendung, im Uebrigen 
bleiben die Vorſchriften des §. 46 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 unberührt. 


$. 62. 

Bei Eintragung einer bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im 
Betriebe befindlichen Bahn in das Bahngrundbuch ſind auf Erſuchen der Auf 
ſichtsbehörde die vor dieſem Zeitpunkte auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833 
G. 21) ausgegebenen Theilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber, bei welchen in 
den Ausgabebedingungen eine vorzugsweiſe Haftung der Bahn nicht ausgeſchloſſen 
worden iſt, als Bahnpfandſchulden einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt in der durch die Zeit der Entſtehung der For⸗ 
derungen beſtimmten Reihenfolge mit dem Vermerke, daß das Rangverhältniß 
der Gläubiger zu einander nach dem vor der Eintragung zwiſchen ihnen be⸗ 
gründeten Verhältniſſe ſich beſtimme. 

Soweit der Bahneigenthümer die im erſten Abſatze bezeichnete Eigenſchaft 
der früheren Schuld oder deren Betrag beſtreitet, iſt bei der Eintragung eine 
Vormerkung zur Erhaltung ſeines Widerſpruchs gegen die Pfandhaftung der 
Bahn einzutragen. 

F. 63. 

Sind Forderungen der in F. 62 bezeichneten Art vorhanden, fo hat die 
Bahnaufſichtsbehörde von Amtswegen das Amtsgericht zu erſuchen, das Bahn⸗ 
grundbuchblatt in Gemäßheit der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts dieſes Ge 
ſetzes anzulegen. 


led 


. 64. 


Hinter den SS. 66, 100, 121 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes werden 
folgende $$. 66a, 100 a, 121 und 121b eingeſtellt: 
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$. 66 a. 

Die hinſichtlich der Grundbücher beſtehenden Gebührenbeſtimmungen 
ſind auf die Bahngrundbücher entſprechend anzuwenden. Es werden 
erhoben für die Anlegung des Bahngrundbuchs die in F. 69 Abſatz 1 
beſtimmten Sätze, für den Vermerk des Erlöſchens der Genehmigung 
einſchließlich der öffentlichen Bekanntmachung deſſelben der Satz des 
§. 59 und für die Schließung des Bahngrundbuchblatts der Satz des 
§. 61. Die Eintragung des in Folge einer Veräußerung der Bahn 
eingetretenen Eigenthumswechſels in dem über ein Bahngrundſtück ges 
führten gerichtlichen Buche erfolgt gebührenfrei. 

Die Koſten der Anlegung des Bahngrundbuchs, ſowie der Ver⸗ 
merke der Zugehörigkeit eines Grundſtücks zur Bahneinheit trägt der 
Bahneigenthümer; die bezeichneten Koſten fallen jedoch, wenn ein 
Gläubiger durch den Antrag auf Eintragung einer vollſtreckbaren 
Forderung die Anlegung des Bahngrundbuchs veranlaßt, dieſem 
Gläubiger, und wenn die Anlegung im Zwangsverſteigerungsverfahren 
auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts erfolgt, dem Erſteher zur Laſt. 


§. 100 a. 

Für die Erledigung der dem Gerichte in den $$. 28 bis 30 
des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und 
Kleinbahnen und die Zwangsvollſtreckung in dieſelben, zugewieſenen 
Thätigkeit werden drei Zehntheile der Sätze des §. 8 des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. 

$. 1212. 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. Juli 1883, betreffend 
die Gerichtskoſten bei Zwangsverſteigerungen und Zwangsverwaltungen 
von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens, finden mit den in 
$. 117 bezeichneten Maßgaben auf Zwangsvollſtreckungen in eine Bahn⸗ 
einheit im ganzen Umfange der Monarchie Anwendung. 


F. 121b. 

Für die Zwangsliquidation einer Bahneinheit werden ſechs Zehn- 
theile und, wenn die Zwangsliquidation eingeſtellt wird, nur vier 
Zehntheile der Sätze des §. 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
erhoben. Die Gebühr wird nach dem Geſammtwerthe der Beſtand— 
theile der Bahneinheit berechnet. 
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§. 65. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1895 in Kraft. 
F. 66. 
Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Juſtizminiſter und der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 19. Auguſt 1895. 


(JL. S.) Wilhelm. 
v. Boetticher. Thielen. v. Köller. Schönſtedt. 
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